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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 12/6155, Nr. 3.1 — 


Vorschlag für einen Beschluß des Rates und der Kommission über den Abschluß 
des Europa-Abkommens zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Tschechischen Republik andererseits 


Vorschlag für einen Beschluß des Rates und der Kommission über den Abschluß 
des Europa-Abkommens zwischen den Europäischen Gemeinschaften und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Slowakischen Republik andererseits 
-- KOM(93) 386 endg. — 

»Rats-Dok. Nr. 8332/93« 


A. Problem 

Mit Wirkung vom 1. Januar 1993 ist die Tschechische und 
Slowakische Föderative Republik aufgelöst. Zu diesem Zeitpunkt 
war das am 16. Dezember 1991 Unterzeichnete Europa-Abkommen 
zwischen der Gemeinschaft und der Tschechischen und Slowaki- 
schen Föderativen Republik noch nicht in Kraft getreten. 


B. Lösung 

Die Vorschläge des Rates und der Kommission zielen darauf ab, das 
mit der Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik 
geschlossene Abkommen durch zwei getrennte Abkommen mit 
jeder der beiden Republiken, die aus der Auflösung der CSFR 
hervorgegangen sind, zu ersetzen. 

Einstimmige Zustimmung im Ausschuß. 
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C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Vorschlag — Drucksache 12/6155, Nr. 3.1 — zuzustimmen und 
die Bundesregierung aufzufordem, entsprechend zu verhandeln 
und dabei, gemäß dem Vertrag über gute Nachbarschaft und 
freundschaftliche Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Tschechischen und Slowakischen Föderati- 
ven Republik vom 27. Februar 1992, der Achtung der Minderhei- 
tenrechte Aufmerksamkeit zukommen zu lassen. 


Bonn, den 19. Januar 1994 


Dr. Hans Stercken Christian Schmidt (Fürth) Karsten D. Voigt (Frankfurt) 

Vorsitzender Berichterstatter 


Ulrich Irmer 
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Bericht der Abgeordneten Christian Schmidt (Fürth), Karsten D. Voigt (Frankfurt) 
und Ulrich Irmer 


Dem Auswärtigen Ausschuß federführend und dem 
Ausschuß für Wirtschaft sowie dem EG- Ausschuß sind 
nüt der Unterrichtung vom 12. November 1993 die 
Vorschläge des Rates und der Konunission, 
KOM (93) 386 endg., Rats-Dok. Nr. 8332/93, gemäß 
§ 93 der GO-BT (Sammelüberweisung Drucksache 
12/6155, Nr. 3.1) des Deutschen Bundestages über- 
wiesen worden. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in seiner 
68. Sitzung am 12. Januar 1994 zur Kenntnis genom- 
men; der EG-Ausschuß hat beschlossen, auf eine Bera- 
tung zu verzichten. Der Auswärtige Ausschuß hat den 
Vorschlag des Rates und der Kommission über den 
Abschluß des Europa-Abkommens zwischen den Euro- 
päischen Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten 


einerseits und der Tschechischen Republik andererseits 
sowie den Vorschlag des Rates und der Kommission 
über den Abschluß des Europa-Abkommens zwischen 
den Europäischen Gemeinschaften und ihren Mitglied- 
staaten einerseits und der Slowakischen Republik 
andererseits in seiner 84. Sitzung am 19. Januar 1994 
beraten. Übereinstimmend wurde empfohlen, den Vor- 
schlägen zuzustimmen und die Bundesregierung aufzu- 
fordern, entsprechend zu verhandeln, dabei jedoch auf 
die Einhaltung des Vertrages über gute Nachbarschaft 
und freundschaftliche Zusammenarbeit zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Tschechischen 
und Slowakischen Föderativen Republik vom 27. Fe- 
bruar 1992, der auch nach der Auflösung dieses Staats- 
wesens fortgilt, und seiner Bestimmungen über die 
Achtung der Minderheitenrechte zu achten. 


Bonn, den 19. Januar 1994 


Christian Schmidt (Fürth) Karsten D. Voigt (Frankfurt) Ulrich Irmer 

Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53113 Bonn 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28/3 82 08 40, Telefax: 02 28/3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 


